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Die geplante Revision der AHV-Gesetzgebung im Brennpunkt 
Interessante Informations- und Diskussionsveranstaltung der Frauen in der FBPL und der FBPL-Kommission «Familie und Gesellschaft» 

(mö) - Die Sozialversicherung ist zwei­
felsohne ein Bereich, der alle Einwohne­
rinnen und Einwohner gleichermassen 
betrifft. Vor kurzem hat die Regierung 
nun eine Teilrevision der AHV-Gesetz­
gebung in die Vernehmlassung gegeben, 
mit der eine völlige Gleichbehandlung 
von Mann und Frau in der AHV und IV 
verwirklicht werden soll. Was die ver­
schiedenen Gesetzesentwürfe im Detail 
beinhalten, erfuhren gestern abend inter­
essierte Frauen und Männer an einer 
speziellen Veranstaltung im Schaaner 
Rathaussaal, die von den Frauen in der 
FBPL und der FBPL-Kommission «Fa­
milie und Gesellschaft» organisiert wor­
den war. Die Zielsetzungen und Schwer­
punkte der geplanten 10. AHV-Revision 
erläuterten kompetente Referenten der 
AHV-IV-FAK-Anstalten, die auch in der 
«Arbeitsgruppe AHV-Revision» mitwir­
ken: Direktor lic. rer. pol. Gerhard Bie­
dermann, Dr. Christine Glinski und lic. 
iur. Walter Kaufmann vom Rechtsdienst 
sowie Heinz Ritter, Leiter der Rentenab­
teilung. Sie standen bei der anschliessen­
den Diskussion auch für weitere Aus­
künfte zur Verfügung. Die Gleichbe­
handlung in der AHV und IV soll be­
kanntlich vor allem durch das «Splitting-
Modell» (Individualrentensystem) und 
die schrittweise Einführung des gleichen 
Rentenalters von 64 Jahren realisiert 
werden. 

Mehr zum FBPL-Abend a u f  Seite 3. 

Blick in die gestrige FB PL-Veranstaltung, im Hintergrund das Pödium mit (v.l.) Martha Spiegel von den Frauen in der FBPL, Dr. 
Christine Glinski und lic. iur. Walter Kaufmann vom AHV-RecMsdienst, AHV-Direktor Gerhard Biedermann, Heinz Ritter (Lei­
ter der Rentenabteilung) und Anneros Theiner, Vorsitzende der FBPL-Kommission «Familie und Gesellschaft». (Bild: vito) 

Die Regierung zum weiteren Vorgehen bei der Realisierung geplanter Bauten und Anlagen im Regierungsviertel - Geändertes Konzept 

(mö) - In Berücksichtigung des negati­
ven Volksentscheides von 1993 über das 
Gesamtprojekt zur Neugestaltung des 
Regierungsviertels in Vaduz ist nach 
Auffassung der Regierung nun bei der 
Realisierung der geplanten. Bauten ein 
konzeptionell und politisch anderes Vor­
gehen zu wählen. Die Projekte sollen, , 
heisst es im soeben veröffentlichten Be­
richt über die Errichtung eines Landtags­
gebäudes, einzeln und nicht mehr ge­
samthaft dem Landtag zur Beschlussfas­
sung vorgelegt werden. Weit fortgeschrit­
ten sind in diesem Zusammenhang be­
reits die Vorbereitungsarbeiten für die 
Renovation und Erweiterung des Lan­
desmuseums und des Verweserhauses.  r 

Die im Regierungsviertel vorgesehe­
nen Einzelprojekte werden nach Dar­
stellung der Regierung nicht nur im Fi­
nanzplan der Regierung, sondern auch 
materiell mit den übrigen geplanten Bau­
ten und Anlagen des Staates koordiniert. 
Damit werde sichergestellt, heisst es im 
Bericht, dass auch bei einem etappenwei­

sen Vorgehen Gesamtlösungen nicht aus 
dem Auge verloren würden und durch 
die Realisierung von eigenständigen Pro­
jekten die weitere Zukunft der Bauten 
und Anlagen des Staates nicht präjudi-
ziert werde. 

Sanierung des Landesmuseums 
Bei der weiteren Planung der im Re-, 

gierungsviertel vorgesehenen Bauten 
und Anlagen gemäss neuem Konzept 
wird laut Regierung nicht nur die Prio­
rität der einzelnen Projekte berücksich­
tigt, sqndern auch der jeweilige Pla­
nungsstand bzw. die Entscheidungsreife 
der Projekte. Die Regierung weist in die­
sem Zusammenhang darauf hin, dass die 
Vorbereitungsarbeiten für die Sanierung 
und Erweiterung des Landesmuseums 
sowie des Verweserhauses relativ weit 
gediehen seien. Der diesbezügliche Be­
richt betreffend einen Verpflichtungskre­
dit werde dem Landtag voraussichtlich 
noch im ersten Halbjahr 1996 unterbrei­
tet, wie auch Regierungsrätin Dr. Corne­

lia Gassner als zuständige Inhaberin des 
Ressorts Bauwesen am Pressegespräch 
vom Dienstag bestätigte. Die Planung 
weiterer Bauten im Regierungsviertel 
wird gemäss den Erläuterungen die pla­
nungsrechtlichen Grundlagen im Grund­
satz zu berücksichtigen haben. Eine enge 
Kooperation mit den Gemeindebehör­
den von Vaduz sei dabei unabdingbar, 
hält die Regierung fest. 

Sofortlösung für Landesarchiv 
Bezüglich der im Regierungsviertel ge­

planten Kulturgüterschutzbauten, die 
aufgrund des negativen Volksentscheides 
ebenfalls nicht zur Ausführung gelangen, 
besteht nach Ansicht der Regierung in 
Würdigung der Finanzplanung und der 
längerfristigen Planung staatlicher Bau­
ten und Anlagen «keine realistische 
Möglichkeit, diesen Kulturschutzanlie­
gen in grösserem Umfang in nächster 
Zeit zu entsprechen». Was das Landesar­
chiv anbelangt, so hat die Regierung in 
den Jahren 1994/95 als Sofortlösung ei­

nen Umbau des bestehenden Archivge­
bäudes veranlasst. Damit konnten zu­
mindest vordringliche Aspekte der Si­
cherheit und der Kundenbetreuung ver­
bessert werden. 

Gestalteter, verkehrsfreier Platz 
Ein wichtiges Anliegen bleibt laut Re­

gierung schliesslich auch die Schaffung 
eines gestalterisch angemessenen Umfel­
des im Bereich des Regierungsviertels. 
Die Anlage eines diesbezüglichen, ge­
stalteten und verkehrsfreien Platzes wer­
de jedoch erst im Rahmen der Realisie­
rung der seit 1972 rechtskräftigen und 
durch Volksentscheid von 1994 erneut 
bestätigten Fussgängerzone zwischen 
Pfarrkirche und Vaduzer Rathaus mög­
lich werden, schreibt die Regierung. Eine 
Arbeitsgruppe, bestehend aus dem Res­
sort Bauwesen und der Gemeinde Vaduz, 
befasse sich derzeit mit dem Projekt 
Aeulestrasse. Erst nach der Realisierung 
dieses Projektes könne das verkehrsfreie 
Städtle in Vaduz Wirklichkeit werden. 

Bauabrechfflungen 
aus 

DS-2011 

deSede-Handwerk. 
Die Liebe zum Detail. 

Ursprüngliches, natürliches Leder und ausge­
wählte. Stoffe - verarbeitet nach höchsten Qua-
litäts-Massstäben. deSede. Spürbare Handwerks­
kunst made in Switzerland. - . 

deSede 

FL-9494 Schaan 
Bahnhoftlrau« 16 
T«l. 075/23741 41 WOHNEN 

(pafl) - Positive Ergebnisse zeigten die 
Bauabrechnungen für die Renovation 
des Schädlerhauses und die Sanierung 
des Areals «Fasig» in Vaduz. Bei beiden 
Bauvorhaben konnten die Verpflich­
tungskredite deutlich unterschritten wer­
den. Die Regierung hat die Bauabrech­
nungen in ihrer Sitzung vom 5. März zur 
Kenntnis genommen. 

Für die Renovation des Schädlerhau­
ses hat der Landtag einen Verpflich­
tungskredit Von 1485 000 Franken bewil­
ligt. Teuerungsbedingt aufgewertet ent­
spricht der zulässige Verpflichtungskre­
dit 1513 317.20 Franken. Die Bauabrech­
nung schliesst mit Gesamtkosten von 
1491859.75 Franken ab. TVotz der 
schwierigen Rahmenbedingungen (we­
sentliche Mehraufwendungen durch die 
Dacherneuerung und die Fassaden) 
konnte der Verpflichtungskredit mit ca. 

Der Verpflichtungskredit für  die Renovation des Schädlerhauses (unser Bild) konnte 
deutlich unterschritten werden. (Archivbild) 

KOMMENTAR 

Was soll dieser blanke Zynismus? D a  
macht die Gemeinde Schaan dem Land 
das Angebot, Platz und Geld für  die im 
Sportstättenkonzept der Fürstlichen Re­
gierung favorisierte Realisierung einer 
multifunktionalen Anlage zur  Verfügung 
zu stellen. Und was passiert: Im Regie­
rungsblatt (Dienstag, 5. März) wird dieses 
Angebot mit Schimpf und Spott bedacht. 

Warum dieser Aufschrei? Die Taktik 
dahinter ist im «Vaterland»-Leitartikel 
im letzten Absatz herauszulesen, wo es 

Stadion und Stil 

heisst, die Gemeinde Schaan, würde mit 
ihrem Angebot die (immer mehr unter 
Zeitdruck geratende) Sportstätten-Pla­
nung verzögern. Anders gesagt: Sollte, die 
Regierung bis zur Miniolympiade 1999 in 
Liechtenstein die benötigten Landesanla­
gen nicht zur Verfügung haben, so hätte 
man zumindest die Gemeinde Schaan als 
den grossen Sündenbock f ü r  die Verzöge­
rung gefunden. Und schon wäre die Re­
gierung mit der für  das Ressort Sport zu­
ständigen Ministerin flott aus dem Schnei­
der. Eigentlich reichlich einfältig, wie 
leicht sich jener Redaktor mit seinen ein­
mal mehr unqualifizierten Gedanken­
sprüngen die Sache macht. 

Tatsache ist: Der Auftrag an die Ge­
meinde Schaan, einen Kostenvoranschlag 
für  eine multifunktionale Anlage^ aus­
arbeiten zu lassen, erfolgte am 18. Januar 
1996 in einer Gemeinschaftssitzung unter 
anderem von - der Fürstlichen Regierung! 
Dass nun auch Regierungschef Dr. Mario 
Frick der Gemeinde Schaan Verzögerung 
vorwirft, überrascht deshalb umso mehr. 
Ein einfacher Brief zürh Schaaner Ange­
bot wäre wohl eher Sache und Stil, als auf 
breiter Seite im Regierungsblatt in grosse 
Polemik zu verfallen. Und was meint die 
Ministerin f ü r  Sport? Frau Dr. Willi 
schweigt wieder einmal, respektive wird 
nun auch von ihrem Leibblatt gär nicht 
mehr zur Sache befragt... 

Tatsache ist: Durch das Schaaner Ange­
bot wird das Fussballstadion-Projekt in 
Vaduz in keinster Art  verzögert. Schaan 
verfügt über einen voll funktionsfähigen 
Sportplatz und hat von sich aus keinerlei 
Bedarf, sich f ü r  eine Landesanlage einzu­
setzen, um allenfalls nur Buhmann zu 
sein. Martin Frommelt 

Steuerabkommen 
FL-CH genehmigt 

(AP) Der  Schweizer Ständerat hat 
am Mittwoch ein Abkommen zwi­
schen der Schweiz und Liechtenstein 
über Steuerfragen einstimmig gutge-
heissen. Der  Vertrag sieht vor, dass 
Erwerbseinkünfte von Grenzgän­
gern, Hypothekarzinsen sowie pri­
vatrechtliche Ruhegehälter nur im 
Wohnsitzstaat des Empfängers be­
steuert werden können. Die finanzi­
ellen Auswirkungen des Abkom­
mens seien für die Schweiz günstig, 
da die gesamte Lohnsumme der 
schweizerischen Grenzgänger mit 
Arbeitsort Liechtenstein erheblich 
höher sei als diejenige der liechten-
steinisch|n Grenzgänger, die in de r  
Schweiz arbeiteten, hielt die vorbe-
rätende Kommission fest. 

21500 Franken unterschritten: werden. 
Für  die Arealsanierung «Fasig» wurde 
der  bewilligte Kostenrahmen um ca. 
20500 Franken unterschritten, bei einer 

Gesamtbauabrechnung von 841226,15 
Franken. Die höhen Kosten sind vor al­
lem auf die Entsorgung von ölverseuch­
tem Erdreich zurückzuführen. 


